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LM 
Zwischenstand bei der Endlagersuche 
– Teilgebiet auf Rügen raus  

Die Bundesgesellschaft für Endlagerung (BGE) hat einen neuen Arbeitsstand 
zur Suche nach einem Endlagerstandort für hochradioaktive Abfälle veröf-
fentlicht. Demnach wurde das Teilgebiet 78 auf Rügen in die Kategorie D und 
damit für ein potenzielles Endlager als ungeeignet eingeordnet. Dazu Meck-
lenburg-Vorpommern Umweltminister Dr. Till Backhaus: 

„Ich begrüße diese Entscheidung sehr. Damit ist offiziell, dass dieses Teilge-
biet im weiteren Verfahren nicht mehr berücksichtigt wird. Das war eine For-
derung der Landeskonferenz Endlagersuche, die sich auf meine Initiative hin 
2021 gebildet hat. Ich hoffe, dass bei der Bearbeitung der weiteren Teilge-
biete in Mecklenburg-Vorpommern die Hinweise des Landesamtes für Um-
welt Naturschutz und Geologie ebenfalls berücksichtigt werden. Außerdem 
fordere ich die Bundesregierung auf, die Endlagersuche deutlich zu beschleu-
nigen. Uns allen ist bewusst, dass es enorm anspruchsvoll ist, ein sicheres La-
ger für Stoffe zu finden, die mindestens eine Million Jahre lang von jedem 
Kontakt mit dem Menschen abgeschirmt werden müssen. Gefährlicher Atom-
müll am falschen Standort kann dazu führen, dass ganze Regionen unbe-
wohnbar werden. Doch eine über 50 Jahre lange Suche nach einem passen-
den Standort ist aus meiner Sicht nicht tragbar. Denn das bedeutet jahrzehn-
telange Unsicherheit. Hinzu kommt, dass sich bereits eine große Menge radi-
oaktiver Müll aus den stillgelegten deutschen Atommeilern in Zwischenla-
gern befindet. Doch die sind nur für 40 Jahre ausgelegt, und davon sind 
mancherorts schon mehr als 30 Jahre vergangen. Es muss also dringend et-
was geschehen. Dafür braucht es mutige Politik, die auch den zu erwarten-
den Aufschrei der Empörung – unabhängig davon, welcher Standort es am 
Ende wird – aushält.“  

Die weiteren in Mecklenburg-Vorpommern vorhandenen fünf Teilgebiete 
werden in den kommenden Jahren analog bearbeitet werden. Diese Bear-
beitung endet im vierten Quartal 2027 mit den Vorschlägen für die 
Standortregionen in Deutschland, welche die BGE an das Bundesamt für die 
Sicherheit der nuklearen Entsorgung (BASE) übermittelt. Nach einer Prüfung 
werden die Vorschläge an die Bundesregierung übermittelt. Welche Gebiete 
weiter erkundet werden sollen, entscheiden dann die gewählten Volksvertre-
ter:innen des Bundestags per Gesetz. Die weiteren zwei Phasen der übertägi-
gen und untertägigen Erkundung sollten nach dem Standortauswahlgesetz 
(StandAG) im Jahre 2031 mit dem der Standortentscheidung beendet sein. 
Nach aktuellen Aussagen der BGE und des BASE ist jedoch damit erst 2074 
bis 2080 zu rechnen.  
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